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Bericht des Vorstands zu Punkt 10 der Tagesordnung 
(Beschlussfassung über die Schaffung eines genehmigten 
Kapitals II) 
 

 
 
Die Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital nach Maßgabe von § 5 Abs. 3 
der Satzung zu erhöhen (genehmigtes Kapital II), wird am 28. April 2025 auslaufen. 
Zu Punkt 10 der Tagesordnung schlagen Vorstand und Aufsichtsrat deshalb die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals II vor, das zur Ausgabe neuer Aktien 
gegen Bareinlagen ermächtigt und materiell der derzeit bestehenden 
Ermächtigung entspricht. 
 
Auch das genehmigte Kapital II dient dazu, etwaigen Finanzierungsbedarf der 
Gesellschaft kurzfristig und hinreichend flexibel, d.h. ohne die zeitaufwändige 
neuerliche Beschlussfassung in einer Hauptversammlung, befriedigen zu können. 
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die aus dem genehmigten 
Kapital neu ausgegebenen Aktien zu. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen allerdings 
vor, in bestimmten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 
 
Im Hinblick auf die vorgeschlagene Ermächtigung zum Ausschluss der Aktionäre 
vom Bezugsrecht für Spitzenbeträge sowie für Inhaber von Wandel- bzw. 
Optionsschuld-verschreibungen wird auf die entsprechenden Ausführungen im 
Bericht des Vorstands zu Punkt 9 der Tagesordnung verwiesen. 
 
Darüber hinaus wird der Vorstand unter Tagesordnungspunkt 10 ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß §§ 203 Abs. 1 
S. 1, Abs. 2 S. 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG auszuschließen (sogenannter vereinfachter 
Bezugsrechtsausschluss). Die Möglichkeit dieses Bezugsrechtsausschlusses dient 
dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen 
Ausgabekurses bei Ausgabe neuer Aktien. Die in § 186 Abs. 3 S. 4 AktG gesetzlich 
vorgesehene Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses versetzt den 
Vorstand in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende 
Finanzierungs-möglichkeiten schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. 
Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der 
Gesellschaft und aller Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf die zeit- und 
kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts können der Eigenkapitalbedarf 
aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich 
neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Diese Möglichkeit 
zur Kapitalerhöhung unter optimalen Bedingungen und ohne nennenswerten 
Bezugsrechtsabschlag ist für die Gesellschaft insbesondere deshalb von 
Bedeutung, weil sie Marktchancen schnell und flexibel in sich schnell ändernden 
bzw. auch in neuen Märkten nutzen und einen dadurch entstehenden Kapitalbedarf 
gegebenenfalls auch sehr kurzfristig decken können muss. 
 
  



  

Der Ausgabebetrag und damit das der Gesellschaft zufließende Entgelt für die 
neuen Aktien wird sich am Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien 
orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht wesentlich, d.h. jedenfalls um nicht 
mehr als 5 % unterschreiten. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand 
einen etwaigen Abschlag vom dann maßgeblichen Börsenpreis so niedrig 
bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des 
Ausgabebetrags vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Diese 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses beschränkt sich auf maximal 10 % des im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. – falls dieser Wert niedriger ist – des im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals, wobei 
diejenigen Aktien anzurechnen sind, für die seit dem 17. April 2025, d.h. seit dem 
Tag der Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals II, 
das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG bei 
Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. 
Optionsschuldverschreibungen und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Veräußerung eigener Aktien ausgeschlossen ist. Zwar wurde durch das Gesetz zur 
Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – 
ZuFinG) die gesetzliche Obergrenze für den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss 
in § 186 Abs 3 S. 4 AktG von bisher 10 % auf nunmehr 20 % des Grundkapitals 
angehoben, der Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat schöpft diesen 
erweiterten gesetzlichen Rahmen aber bewusst nicht aus, sondern belässt es bei 
einem Volumen von bis zu 10 % des Grundkapitals. Insgesamt ist damit 
sichergestellt, dass die Interessen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals unter Ausschluss der Aktionäre vom Bezugsrecht 
angemessen gewahrt werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre 
weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. Da die neuen Aktien nahe am 
Börsenkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner 
Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. 
 
Der Vorstand ist aus den aufgezeigten Gründen der Auffassung, dass der 
Ausschluss des Bezugsrechts auch unter Berücksichtigung des gegebenenfalls 
eintretenden Verwässerungseffektes im Interesse der Gesellschaft liegt. 
 
Hinzu kommt, dass der Vorstand von den unter Punkt 10 der Tagesordnung erteilten 
Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts nur in einem solchen Umfang 
Gebrauch machen darf, dass der anteilige Betrag der insgesamt unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigungen 10 % des Grundkapitals 
überschreitet. Außerdem findet eine Anrechnung auf die vorstehend genannte 10 
%-Grenze statt, sofern während der Laufzeit des genehmigten Kapitals II bis zu 
seiner Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur 
Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den 
Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch 
gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird. Die Aktionäre werden 
auf diese Weise zusätzlich gegen eine Verwässerung ihrer bestehenden 
Beteiligungen abgesichert. 
 



  

Pläne für eine Ausnutzung des genehmigten Kapitals II bestehen derzeit nicht. Der 
Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung 
zur Ausgabe neuer Aktien und gegebenenfalls zum Ausschluss des Bezugsrechts im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Er wird der Hauptversammlung 
über jede Ausnutzung der Ermächtigung sowie über die konkreten Gründe für 
einen etwaigen Bezugsrechtsausschluss berichten. 
 
 
Hamburg im Februar 2025 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft  
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